
11

11

3
9

15

13

11

14

1

14

5

7

9

12

2

6

9

10
12

16

8

18

13

4

1A

14

12

10

12
12A

12B
12C

Zur Marsch

Im Dorfe

Zur M
arsch

124
6

123
5

127
2

123
9

123
12

553
2

556

549
1

123
16

123
14

557

110
1

109
1

206
5

210
4

10
5

202

482
250

219
4

119
5 121

5

206
6

206
7

117
1

131
6

51
10

9

558

546

554
555

123
18

123
19

51
11

206
4

218
5

216
1

121
8

244
41

218
4

121
7

121
9

217
1

119
4

131
7

135
23

244
13

244
43

244
42

210
3

129
13

244
66

549
2

545

547
1

2

141
7

135
15 51

23

3

3

3
3

3

3

3

3

2,5

NORD

Ü

Einfacher Bebauungsplan Nr. 17
"Zur Marsch"

-Entwurf-

Gemeinde Oberlangen
 Samtgemeinde Lathen - Landkreis Emsland

Stand: 06.11.2023

mit örtlichen Bauvorschriften gem. § 84 NBauO
Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB

Ausdruck 06.11.2023

Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet von:

Maßstab: 1 : 5.000

Hinweise
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht werden, sind diese unverzüglich

einer Denkmalschutzbehörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für die archäologische Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14
Abs. 1 NDSchG). Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet (§
14 Abs. 2 NDSchG). Tel.-Nr. der Unteren Denkmalschutzbehörde: (05931) 6605 oder (05931) 44-2173.

Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes für
Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen © 2023

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 58 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) und des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) hat der Rat der 
Gemeinde Oberlangen diesen Bebauungsplan Nr. 17 "Zur Marsch", bestehend aus der Planzeichnung, den örtlichen 
Bauvorschriften und der Begründung in der Sitzung am __.__.____ als Satzung beschlossen.

Oberlangen, den ___.___._______ ________________________
Bürgermeister

Präambel

Der Rat der Gemeinde Oberlangen hat in seiner Sitzung am ___.___._______ die Aufstellung dieses Bebauungsplanes mit 
örtlichen Bauvorschriften beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am ___.___._______ ortsüblich bekannt gemacht worden.

Oberlangen, den ___.___._______ ________________________
Bürgermeister

Aufstellungsbeschluss

Verfahrensvermerke

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet von:
T H O M A S   H O N N I G F O R T
Bauleitplanung ∙ Erschließungsplanung ∙ Landschaftsplanung ∙ Freiraumplanung ∙ Projektmanagement
Nordring 21 * 49733 Haren (Ems)
Tel.: 05932 - 50 35 15 * Fax: 05932 - 50 35 16

Haren (Ems), den ___.___._______           __________________________
Planverfasser

Planverfasser

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes mit örtlichen Bauvorschriften sind Verletzungen 
von Vorschriften gemäß § 215 BauGB i. V. m. § 214 Abs. 1 - 3 BauGB gegenüber der Gemeinde  nicht  geltend 
gemacht worden.

Oberlangen, den ___.___._______ __________________________
Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss zu diesem Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am  
___.___._______ im Amtsblatt _______ des Landkreises Emsland bekannt gemacht worden.
Dieser Bebauungsplan ist damit am ___.___._______ in Kraft getreten.

Oberlangen, den ___.___._______ __________________________
Bürgermeister

Inkrafttreten

Satzungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Oberlangen hat diesen Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften nach Prüfung der 
Stellungnahmen gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am ___.___._______  als Satzung (§ 10 
Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Oberlangen, den ___.___._______ __________________________
Bürgermeister

Der Rat der Gemeinde Oberlangen hat in seiner Sitzung am ___.___._______ dem Entwurf dieses Bebauungsplanes 
mit örtlichen Bauvorschriften und der Entwurfsbegründung zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB sowie § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ___.___._______ ortsüblich bekannt gemacht.
Dabei wurde darauf hingenwiesen, dass gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung abgesehen wird.
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Entwurfsbegründung haben vom ___.___._______ bis ___.___._______ 
(einschl.) gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB sowie § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegen.

Oberlangen, den ___.___._______ __________________________
Bürgermeister

Öffentliche Auslegung

Baugrenzen
Baugrenze

Planzeichenerklärung

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Örtliche Bauvorschriften (§ 84 Abs. 3 BauNVO)

2. Die zu einer ordnungsgemäßen Landwirtschaft erforderlichen Bewirtschaftungsmaßnahmen und die daraus resultierenden
unvermeidlichen Immissionen (wie z.B. Staub, Gerüche, Lärm landwirtschaftlicher Maschinen) sind aufgrund des
planerischen Gebotes der gegenseitigen Rücksichtnahme und des dörflichen Charakters hinzunehmen. Das Plangebiet
ist, aufgrund der vorhandenen Nachbarschaft zu landwirtschaftlich genutzten Flächen und vorhandenen
Tierhaltungsanlagen, vorbelastet. Daraus ergibt sich ein verminderter Schutzanspruch, der sich somit auf das ortsübliche
und tolerierbare Maß beschränkt.

3. Von der Landesstraße 48 gehen erhebliche Emissionen aus. Für die neu geplanten Nutzungen können gegenüber dem
Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissionsschutz geltend gemacht werden.

4. Die Lage der Versorgungsleitungen (Strom, Gas, Telekommunikation, Wasser, Abwasser, Ferngas,
Höchstspannungsleitung, Richtfunklinien) ist den jeweiligen Bestandsplänen der zuständigen Versorgungsunternehmen
zu entnehmen; die notwendigen Schutzvorkehrungen und Nutzungsbeschränkungen sind zu beachten. Vor Beginn der
Bauausführung sind mit den jeweiligen Leitungsträgern die erforderlichen Abstimmungsgespräche zu führen und der
Beginn der Bauausführung zu koordinieren.

5. Abfallentsorgung: Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den abfallrechtlichen
Bestimmungen sowie den jeweils gültigen Satzungen zur Abfallentsorgung des Landkreises Emsland. Träger der
öffentlichen Abfallentsorgung ist der Landkreis Emsland.
Anlieger der Stichstraßen müssen ihre Abfallbehälter an der nächstliegenden öffentlichen, von den Abfuhrfahrzeugen zu
befahrenden Straße zur Abfuhr bereitstellen.

6. Die Bauflächenvorbereitungen sind nur außerhalb der Brutzeit der Freiflächenbrüter, d.h. nicht in der Zeit vom 01. März
bis zum 31. Juli, durchzuführen. Eventuell erforderliche Rodungsarbeiten und sonstige Gehölzarbeiten (Rückschnitt,
Umsetzungen, usw.) sind auf das unumgängliche Maß zu beschränken und gemäß § 39 BNatSchG nur außerhalb der
Zeit gehölzbrütender Vogelarten und außerhalb der Quartierzeit der Fledermäuse (also nicht in der Zeit vom 01. März bis
zum 30. September) durchzuführen. Zu einem anderen Zeitpunkt ist unmittelbar vor Maßnahmenbeginn durch eine
ökologische Baubegleitung sicherzustellen (Begehung der Planfläche und Absuchen nach potentiellen Nestern), dass
keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände erfüllt werden. Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44
BNatSchG ist vor der Fällung von potentiellen Höhlenbäumen von fachkundigem Personal zu prüfen, ob die Bäume von
Fledermäusen genutzt werden.

7. Ordnungswidrig handelt gemäß § 213 BauGB in Verbindung mit § 80 Abs. 3 NBauO, wer vorsätzlich oder fahrlässig den
Festsetzungen bzw. Örtlichen Bauvorschriften dieses Bebauungsplanes zuwiderhandelt. Als Tatbestand gilt die
Nichteinhaltung der im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen bzw. Örtlichen Bauvorschriften. Ordnungswidrigkeiten
können gemäß § 213 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 80 Abs. NBauO mit Geldbußen geahndet werden.

8. Hochwasserrisiko: Gemäß § 9 Abs. 6a Satz 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass ein westlicher Teilbereich des
Geltungsbereiches als Risikogebiet im Sinne § 73 Abs. 1 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz gilt.

Nachrichtliche Übernahme

Überschwemmungsgebiet

Planunterlage
Kartengrundlage: Amtliche Karte

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen
Regionaldirektion Osnabrück-Meppen
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Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses

1. Dachfläche: Die Hauptgebäude sind mit mindestens zwei geneigten Dachflächen von jeweils mindestens 22° zu errichten.
Ausgenommen hiervon sind untergeordnete Gebäudeteile i. S. d. § 7b NBauO sowie Garagen/Carports und Nebenanlagen i. S. d.
§§ 12 und 14 BauNVO sowie Wintergärten im rückwärtigen Grundstücksbereich. Pultdächer sind nicht zulässig.

2. Dacheindeckung: Das Dach ist mit orts- und landschaftstypischen roten, braunen oder schwarzen Beton- oder Tonziegeln
einzudecken. Lackierte Dachpfannen sind nicht zulässig. Diese Festsetzung gilt nicht für Wintergärten im rückwärtigen
Grundstücksbereich. Nicht zulässig sind Signal- und Leuchtfarben. Photovoltaik- und Solarthermiekollektoren sind zulässig.

3. Außenwandgestaltung: Die Außenwandgestaltung bzw. Fassade der Gebäude ist mit Ziegelverblendmauerwerk herzustellen. Bei
Ziegelverblendmauerwerk ist für 1/3 der Gesamtfassadenfläche die Verwendung von Materialien wie Holz, Putz oder Beton
zulässig. Die Fassadenherstellung der Garage ist analog der Fassadengestaltung der Gebäude herzustellen. Von diesen
Festsetzungen sind Fenster, Solarkollektoren und Wintergärten ausgenommen.

4. Farbe der Außenwand: Die Außenwandgestaltung bzw. Fassade der Gebäude ist in rot, rotbraun, braun, ocker-sandfarben oder
anthrazitgrau herzustellen. Nicht zulässig sind Signal- und Leuchtfarben sowie Schwarztöne.

5. Oberflächenwasser: Das als unbelastet geltende und nicht als Brauchwasser genutzte Dachflächenwasser und das übrige auf
den privaten Flächen anfallende Oberflächenwasser muss auf dem jeweiligen Grundstück oberflächig oder unterirdisch versickert
werden. Dies gilt insbesondere für Zu- und Abfahrten von Garagen. Eine Überbauung und Versiegelung des Bodens darf nicht
dazu führen, dass benachbarte Flächen, auch öffentliche Straßenverkehrsflächen, durch Oberflächenwasser belastet werden. Die
Bestimmungen des Wasserhaushaltsgesetzes bleiben hiervon unberührt.

6. Bestandsschutz (§ 1 Abs. 10 BauNVO): Soweit genehmigte bauliche Anlagen über die örtlichen Bauvorschriften des Bebauungs- 
planes Nr. 17 "Zur Marsch" planungsrechtlich nicht gesichert werden, genießen sie Bestandsschutz. Nach vorherigem Recht legal
errichtete bauliche Anlagen bleiben daher von den örtlichen Bauvorschriften unberührt, auch wenn sie ihnen nunmehr
widersprechen. Sie dürfen in ihrem Umfang weiter genutzt werden und für diese Nutzung auch instandgehalten und repariert
werden; auch Modernisierung ist zulässig, selbst wenn sie von kleineren baulichen Änderungen begleitet ist.
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